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●

Internationale Solidarität
In den letzten 100 Jahren hat die globale Ungleichheit stetig zugenommen. Die Menschen in

den Industrienationen leben in Wohlstand und Überfluss auf Kosten des globalen Südens.

Konzerne der Industriestaaten erzielen riesige Profite, indem sie im Ausland

Menschenrechte und Umweltstandards massiv verletzen. Gleichzeitig geniessen diese in

den westlichen Ländern Steuerprivilegien.

Die Jungen Grünen Schweiz wollen eine Welt, in der alle Menschen die gleichen Rechte und

Chancen haben. Dafür braucht es eine grundlegende Umwälzung der globalen Macht- und

Kapitalstrukturen. Es braucht eine weltweite wirtschaftliche Zusammenarbeit, welche auch

für Schwellen- und Entwicklungsländer funktioniert. Um diesem Ziel näherzukommen,

setzen wir uns für gezielte Entwicklungszusammenarbeit, konsequente Verfolgung von

Menschenrechtsverletzungen und die Gerichtsbarkeit von Handlungen Schweizer Konzerne

im Ausland ein.

Damit globale Gerechtigkeit erreicht wird, müssen supranational föderalistisch- organisierte

und demokratische Institutionen gestärkt werden, welche verbindliches Recht schaffen.

Die Jungen Grünen fordern:

● Dass die Schweiz Entwicklungsländer bei der Bewältigung von Klimafolgen

unterstützt und einen fixen Prozentsatz vom Bruttonationaleinkommen in die

internationale Bekämpfung der Klimakrise investiert.

● Internationale Zusammenarbeit für eine verstärkte Demokratisierung der Wirtschaft,

um gegen Lohn-, Steuer- und Umweltschutzdumping vorzugehen.

● Die Anerkennung der Selbstbestimmungsrechte aller unterdrückten Minderheiten.

● Gerichtsbarkeit für in der Schweiz ansässige Konzerne für ihre Handlungen, wie

Menschenrechtsverletzungen, Umweltschäden etc. im Ausland.

● Eine Erhöhung der Gelder für Entwicklungszusammenarbeit, mindestens an die UNO-

Zielvorgabe (0.7%) .
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● Ein internationales Steuergesetz für transnationale Konzerne inklusive globalem

Mindeststeuersatz.

● Die vollständige Erlassung der Schulden von Entwicklungs- und Schwellenländern,

sofern diese die Prinzipien der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der

Menschenrechte respektieren und einhalten

● Die Verrechtlichung internationaler Beziehungen, was zur Folge hat, dass sich alle

Staaten den Beschlüssen des internationalen Gerichtshofs unterordnen müssen.

● Rechtliche Vorgaben zur Verhinderung von Steuerflucht.


